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– 3 – R1 178/2003  
 
 
Sehr geehrter Herr Schmieszek, 
sehr geehrte Damen und Herren, 
 
 
die zum Diskussionsentwurf eines Gesetzes über die Einführung des elek-

tronischen Rechtsverkehrs bei den Gerichten (Elektronisches Rechtsverkehrsge-

setz – ERVG) vom 31. Juli 2002 vom BDFR geäußerten Anregungen und Beden-

ken haben zu einem wesentlichen Teil bereits Eingang in den vorliegenden Refe-

rentenentwurf eines Justizkommunikationsgesetzes (JKomG) gefunden. Zu eini-

gen durch den Entwurf neu aufgeworfenen Fragen erlauben wir uns wie folgt Stel-

lung zu nehmen: 

 

1. Systematische Einordnung 
 

Die §§ 52 a, 52 b FGO-E (Art. 3 Nr. 2 JKomG-E) sollen künftig die besonderen 

Regelungen für die Übermittlung elektronischer Dokumente und die Führung elek-

tronischer Akten in Geltungsbereich der FGO beinhalten. § 77 a FGO soll entfallen 
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(Art. 3 Nr. 8 JKomG-E). Die systematische Stellung dieser Regelungen im Gefüge 

der FGO erscheint nicht überzeugend. Der Zusammenhang mit §§ 77, 78 FGO 

macht die Einfügung der Regelungen zum elektronischen Dokument in § 77 a 

FGO sinnvoll. Dort müssten auch die Regelungen der §§ 52 a, 52 b FGO-E ihren 

Platz finden. Ein Zusammenhang mit den Ordnungsvorschriften der §§ 51 ff. FGO 

ist in dieser Deutlichkeit jedenfalls nicht gegeben.  

 

2. Einheitlichkeit der Prozessordnungen 
 

§ 52 a Abs. 3 Satz 1FGO-E sieht nunmehr zwingend die Beifügung einer qualifi-

zierten elektronischen Signatur vor, wenn durch das elektronische Dokument die 

Schriftform nach § 126 BGB gewahrt werden muss. Dies bedeutet eine Abkehr 

von der Soll-Vorschrift in § 77 a Abs. 1 Satz 3 FGO, aber auch von § 130 a Abs. 1 

Satz 2 ZPO. Da § 130 a ZPO im Wesentlichen durch den JKomG-E nicht geändert 

wird, entsteht ein Regelungsbruch zwischen FGO und ZPO, für den wir weder ei-

nen Grund noch eine Notwendigkeit zu erkennen vermögen.  

 

3. Zertifikate für gerichtliche elektronische Dokumente 
 

§ 52 a Abs. 3 Satz 3 FGO-E verlangt, dass die Signatur auf einem dauerhaft über-

prüfbaren Zertifikat beruht. Dies soll nach der Entwurfsbegründung zur Parallel-

vorschrift des § 55 a Abs. 3 Satz 3 (Art. 2 Nr. 2 JKomG-E, Begründung S. 33) nur 

für gerichtliche Dokumente gelten, während Satz 1 und 2 des Abs. 3 für alle Ver-

fahrensbeteiligten gültig sein sollen. Diese Differenzierung ist dem Gesetzeswort-

laut nicht zu entnehmen. Der Bezug zwischen dem Wort „Signatur“ in Satz 3 und 

dem in Satz 1 ist offensichtlich. Das Zertifikat-Erfordernis gilt folglich für alle Signa-

turen i.S. des Abs. 3. Eine solche Auslegung ist erkennbar weder gewollt noch für 

andere am elektronischen Rechtsverkehr Beteiligte außerhalb des Gerichts sinn-

voll. Wir  schlagen deshalb vor, in § 52 a FGO-E einen gesonderten Absatz 4 zu 

den gerichtlichen elektronischen Dokumenten einzufügen, vergleichbar der Diffe-

renzierung zwischen § 130 a ZPO und § 130 b ZPO-E (Art. 1 Nr.  JKomG-E). Die 

jetzigen § 52 a Abs. 4 und 5 FGO-E würden dann Abs. 5 und 6. 
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4 . Verschlüsselungsgebot  
 

Die ausdrückliche Regelung des Verschlüsselungsgebots in § 52 a Abs. 1 Satz 2 

FGO-E ist zu begrüßen. 

 

5. Qualifizierte elektronische Signatur 
 

Die Problematik, ob der Entwurf allgemein die qualifizierten Signatur (§ 2 Nr. 2 

SigG) verlangen sollte, soll hier nicht wieder aufgegriffen werden. Wir möchten 

aber angesichts der breiten Diskussion dieser Frage darauf aufmerksam machen, 

dass hierin mit einiger Wahrscheinlichkeit eines der größten Hindernisse für die 

Praxistauglichkeit und -akzeptanz des JKomG liegen wird. Dies folgt schon aus 

dem damit verbundenen – gerade auch finanziellen – Aufwand für alle Verfah-

rensbeteiligten.  

  

Wir hoffen, mit diesen Hinweisen zur Fortentwicklung des Referentenentwurfs bei-

getragen zu haben, und sehen dem weiteren Gang der Diskussion und des parla-

mentarischen Verfahrens gern entgegen. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Der Bundesvorstand 

 

Seibel 
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